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Badischer gentralanzeiger für Beamte
Anzeigeblatt für die sozialen und wirtschaftlichen Bedürfnisse der Beamten / Beilage zur Karlsruher Zeitung . Badischer Staatsanzeige ?,

'
g ^ Organ verschiedener Beamten -Vereinigungen .

^ '
. . . • =51t *, 14 % Oejug : Erscheint jeden Mittwoch und ka«» einzeln für 10 Goldpfennig für jede Ausgabe , monatlich für 60 ®oU>j>f«nni<i zu,Sg»ch Poeto . vom Verlage « arlSenb« i. V.. aa mn -

A"
Karlfriedrichstrahe 14. bezogen werden. Ii 1 «! » •>

Grundreckte der Beamten
W rn Die neue Reichsverfassung sieht in ihrem Artikel 10
Ziffer 3 vor , von Iieichswegen Grundsätze aufzustellen , über

Recht der Beamten aller öffentlichen Körperschaften . Wäh -
rc »d das Reich früher nur die Befugnis hatte , das Recht seiner
eigenen Beamten , bei Rrichsl >ramten,zu regeln , kann es jetzt all -
j,smeingüttige Grundsätze für da -? Recht der Beamten des
Rcichs, der Länder , der Gemeinden und aller anderen össenl -
Ijch -rechtlichen Körperschaften erlassen . Dieses Recht des Reichs
ist aber beschränkt auf die . Erlassung von Grundsätzen des Be¬
amtenrechts ; in die Einzelheiten soll es nicht eingreifen ; diese
bleiben den , Landesrecht überlassen .

Einige Grundsätze des Beamtenrechts gibt die Verfassung
selbst . Die in der Verfassung ausgesprochenen Grundsätze
beziehen sich auf die allgemeine Zugänglichkeit der öffentli -
chctt Äintex , dann auf die Garantie » der Rechte der Beamten ,
feiner auf . die politische Freiheit der Beamten und schließlich
auch aus die vermögensrechtliche Verantwortlichkeit .

Juni erstangeführten Gesichtspunkt ist dem Artikel 128 R .-
Verfassung zu entnehmen :

Alle Staatsbürger ohne Unterschied sind nach Matzgabeder Gesetze und entsprechend ihrer Befähigung und ihren
Leistungen zu den öffentlichen Ämtern zugelassen . Alle
Ausnahmebestimmungen gegen weibliche Beamte werden
beseitigt . Die Grundlagen des Bea '

mtenverhältnisieS sind
durch Reichsgesetz zu regeln .

Gesetzliche Beschränkungen enthalten nur die Bestimmungendes Strafgesetzbuches (§ 31 ) , wonach die Verurteilung zur
Zuchthausstrafe die dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung öf-
fentlicher Ämter von Rechtswegen nach sich zieht , und ( § 34 ) ,
wonach die Aberkennung ' der bürgerlichen Ehrenrechte währendder im Urteil bestimmten Zeit die Unfähigkeit bewirkt , ein
öfseittliche» Amt zn erlangen . Außerdem kann durch Urteil
des Staatsgerichtshofes des Reichs wie eines Landes die Un -
fcchigkeit zur Bekleidung eines öffentlichen Amtes oder der
Verlust des bekleideten Amtes ausgesprochen werden .

Bezüglich der weiblichen Beamten spricht sich die Verfassungin Konsequenz des Artikels 10!) Abs . 2 auch den Frauen ge¬genüber für die Zulassung zum Staatsdienst grundsätzlichcu;3.
Der letzte Absatz des Artikels 128 leitet aber zu den Garan -ti ?n der Beamtenrechte , wie sie durch ein Reichsgesetz gere¬gelt werden solle » . Für eine solche Ordnung des Beamten -

rechts gibt der folgende Artikel IM Richtlinien von unverkenn --
bqrer Deutlichkeit . Sie besagen :

Die Anstellung der Beamten erfolgt auf Lebenszeit , so-
weit nicht durch das Gesetz etwas anderes bestimmt ist.
Ruhegehalt u . Hinterbliebenenversorgung werden gesetzlich- ' geregelt . Die wohlerworbenen Rechte der Beamten find
unverletzlich . Für die vermögensrechtlichen Ansprüche der
Beamten steht der Rechtsweg offen .

Die Beamten lüptn .nur unter den gesetzlich bestimm »'
Voraussetzungen und .Formen vorläufig ihres Amtes'

enthoben , einstweilen oder endgültig in den Ruhestand' oder in ein anderes Amt mit geringerem Gehalt versetztwerden .
*

• ' "
Gegen jedes dienstliche Straferkenntnis Mich ei» Be »

fchwerdeweg und die Möglichkeit eines Wiederaufnahme -
Verfahrens eröffnet sein . In die Rachweise über die Per -
son des Beamten sind Eintragungen von ihm ungünsti -
gen Tatsachen erst varznnehme « . wenn dem Beamten Ge -

^ . legenheit gegeben wür , sich über sie zn äußern . DemBeamten ist Einsicht in seine Personalnachweise zu ge-
währe « .

r Die Uiiverletzlichkeit der wohlerworbenen Rechte und die
Offenhaltung des Rechtsweges für die Vermögensrecht ! i-

^ chen Ansprüche werden besonders auch de» Berufssoldatengewährleistet . Im übrigen wird ihre Stellung durch
ReichSgesetz geregelt .

Die Anstellung auf Lebenszeit ergibt sich aus der Gründau -
schaumig des Deutschen Beamtentums als eines besonderenöffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses , das den Beamten der -pflichtet, dein Staatsdienst sein ganzes Leben zu widmen . Einradikaler Antrag , die Beamten durch Wahl auf Zeit zu beru¬fe» , wurde seinerzeit mit großer Mehrheit abgelehnt ; dage -gen wurden die Ansprüche anf lebenslängliche Anstellung , auf
^ nhegehalt und Hinterbliebenenversorgung , die Wahrung derwohlerworbenen Rechte Usw. mit den Garantien des berfas -
stuigsrechtlichen Schutzes umgebeu in der Absicht , damit diese.Rechte vor den Einflüssen auS wechselnden , politischen Strö -
r ,w~ schützen, die vorzeitige Amtsenthebung aus poli -niche» Grinden zu hindern und Eingriffe dieser Art , aucheiner wäteren Gesetzgebung , fernzuhalten . Daß die Beamtenunter den gesetzlich, d. h. in bestehenden oder in künftigen
^ ^ ^ engesetzeu bestimmten Voraussetzungen und Formen ,Mcht durch willkürliche VerwaltungSmaßnahme « , vorläufigt>ies VIatttS enthoben , einstweilen oder endgültig in den Ruhe -i mid oder in ein anderes Amt mit weit geringeren , GehaltV-lil UIIVHVV Hllll Ulli (VWIl VVfclJlUl" Km werden können , gehört naturgemäß in den Rahmener ol>»u angeführten Verfassungsvorschrift . ebenso das RechtM Umsicht in die Pcrsonalnachweise durch das das System

^ Keheimen Personalakten beseitigt ist .
» politische Freiheit des Beamten anlaugend , fo wird im" el loO zunächst ausgesprochen :

Die Beamten sind Diener der Gesamtheit , nicht einerPartei .
P; efi

° Cfm Zuschließend wird ihnen die Freiheit ihrer politischen. . nnnung und die Bereinigungssreiheit gewährleistet . Damit' st da an anderer Stelle der Reichsverfassung ( Art . . IM ) al -
, putschen zuerkannte Koalitionsrecht auch den Beamten»/i^ procheii. Für die Militärpersone », Soldaten wie Offi -

das Reichewehrgesetz besondere Vorschriften ; die
v . ' " ahme an politischen Vereinen ist diesen ganz untersagt ,

^ ,
^ ^'

chaftlichcn nur bedingt gestattxt .
Bcan^ Mitwirkung bei allen sie berührenden Fragen sollen dien°ch näherer reichsgesetilicher Bestimmung besondere
«ks,. ..

''
.̂ Vertretungen erhalten . Das hier vorgesehene Reichs - -

tofif -
" l Vorbereitung und jetzt dem Abschluß nahe . Einst -

und y Wege von VerwaltungSvorschriften von Reichs -
die <i^,

n mc Biening (: ii Anordnungen erlassen , die bezwecken ,* ie» ifh mtcn durch gewählte Vertreter ihre Interessen bei den
,?r8cfetzteh wahrzunehmen . Das ihnen hierdurch ge-

tön»* - - e Recht der Mitwirkung bei der Bearbeitung der Ge -
^ chlfafi

0" 11" ®. bcr Dienstpläne und deS Urlaubsplanes , bei
Äua - j ) c ! » richt >»igen , Unterstützungsgesuchen und ähnlichen"chtlick

^ "
» besteht nicht in entscheidender , sondern in gut -c Tätigkeit : bei Meinungsverschiedenheiten steht auch

dem BeamtenauSschuß das Recht der Beschwerde an den nächst -
höheren Dienstvorgesetzten zu .

. zur Mitwirkung bei der Gestaltung der wirtschaftlichen Ber -
hültnisse ist dem Deutscheu Beamteubnnd als der Vertretungder deutschen Gesamtbeamtenschast durch die Verordnung überden vorläufigen Reichswirtschaftsrat vom 4 . Mai 1920 (RG ¬Bl . to . 858 ; das Recht gegeben , sechs Mitglieder zum Vorläu -
figen ReichswirtschaftSrat zu benennen .

Schließlich regelt die Verfassung die vermögensrechtliche
Verantwortlichkeit des Beamten . An sich bestimmt wegender Haftpflicht des Beamten das Bürgerliche Gesetzbuch in
seinein § 839 , daß ein Beamter , der vorsätzlich oderfahrlässig die ihm einem Dritten gegenüber obliegendeAmtspflicht verletzt , dem Dritten den daraus entstehendenSchaden zu ersetzen hat . Die Regelung der hier in Fragekommenden Schädigungen , die in Ausübung der dem Beamtenanvertrauten öffentlichen Gewalt vorkommen , überließ dasBGB . den Landesgesetzen ; einzelne Bundesstaaten haben da -von Gebrauch gemacht (Preußen durch Ges . vom 1 . 8. 1909 ) ,andere (z . B . Sachse ») nicht . Das Reich folgte 1910 mit Ge -
sen vom 22 . 5 . 10 ( RGBl . S . 798 ) . Die neue Verfassungübernimmt nur in ihrem Artikel 131 den in den meistenBundesstaaten und für die Reichsbeamten bestehenden Zn -
stand als Mußvorschrift für Reich . Länder und öffentlich -recht «
liche Körperschaften und bestimmt :

Verletzt ein Beamter in Ausübung der ihm anvertrauten
öffentlichen Gewalt die ihm einem Dritten gegenüber oblie -
gende Amtspflicht , so trifft die Verantwortlichkeit den Staatoder die Körperschaft , in deren Dienste der Beamte steht . Der
Rückgriff gegen den Beamten bleibt vorbehalten . Der ordent¬liche Rechtsweg darf nicht ausgeschlossen werden .Die nähere Regelung liegt der zuständigen Gesetzge -
bung ob.

Die zuständige Gesetzgebung ist z . Zt . das Bürgerliche Ge -
setzbuch, das Einführungsgesetz , dazu die LandesauSführungs -
gefetze und das oben erwähnte Reichsgesetz vom 22 . 5. 1910 .

Kürzung der Pension
In Artikel 10 der PAV ist bekanntlich die Kürzung der Ber -

sorgungsbezüge im öffentlichen wie im privaten Dienst vor -
gesehen beim Vorhandensein eines gewissen Nebeneinkom -mens . Der Entwurf eines Gesetzes über eine zweite Ande -
rung der Personal - Abbau -Verordnung will die Grenze desNeben - Eintommens , von dem ab diese Kürzung eintreten sollund die bisher auf die Höhe des Betrags der Eingangsstufe der
Besoldungsgruppe A VIII festgesetzt war , auf den Betrag der
Besoldungsgruppe A X hinaufsetzen . Diesem Vorschlag ver -

, mag der Reichsrat nicht beizutreten . Er hält vielmehr die
jetzige Änderung der PAB für den gegebenen Anlaß , die Be -
stimmung wegen der Pensionskürzung überhaupt falle » zulasse » .

In der Begründmig dieses Standpunktes wird u . a . ausge -
führt .

Die von der Reichsregierung vorgeschlagene Regelung bringthandgreifliche Unbilligkeiten mit sich. Sie bevorzugt den
Nichtstuer vor dem Arbeitsamen . Und wenn beispielsweise ,wie die Begründung der Borlage es ausspricht , das Einkom -
men aus selbstbewirtschaftetem Grundbesitz als Arbeitseiukom -
inen zur Pensionskürzung berechtige » soll, während das Ein -
kommen aus verpachtetem Grundbesitze die Anwendung der
Kürzungsvorschrift . nicht rechtfertigen soll, so ergibt sich die
unhaltbare Folge , daß der Nutznießer eines großen Pachtver -
trags auS verpachtetem Großgrundbesitze kürzungsfrei bleibt ,während der Selbstbewirtschafter eines kleinen ererbten oder
erworbenen Landgütchens für seine Arbeit mit Kürzung sei -
neö Ruhegehalts gestraft wird . Wer unter dem Drucke der -
artiger Vorschriften seinen Grundbesitz seinem Verwalter ge¬gen einen Pachtzins verpachten würde , der den Unterschiedzwischen dem Erlrag und dem bisherigen Gehalte des Verwal -ters ausmacht , bliebe kürzungsfrei ; vereinnahmt er den glei -
che« Betrag anstatt als Pachtfchilliny als Ertrag eigener Ar -beit , so ist der Weg für die Penstonskürzung freigemacht .Und wie soll es sich rechtfertigen , daß der Staat einem Beam -teil , der durch seine Lebensarbeit sich ei« Ruhegehalt erdieuthat , dieses beschneidet , wenn er de« Rest seiner Tage und fei -ner Kraft dazu verwendet , seinen Grundbesitz zu bewirtschaf -ten ?

Die Kürzung oder Einbehaltung eines bewilligte « Ruhege -
Halts könnte unter dem Gejichtspunh begründet erscheinen ,daß es der Annahnle der Dienstunfähigkeit , die die Voraus -
fetzung der Pensionsbewilligung sein mußte , widerspricht , wenndie Kräfte des RuHegeHaltSempfängerS dazu noch ausreichen ,sich an anderer Stelle ein ungewöhnlich hohes Arbeitseinkom -men zu verschaffen . Nun - bildet aber Dienstunfähigkeit nichtdie Voraussetzung der Ruhegehalts - oder Wariegeldbewilli -
gulig bei all den zahlreichen Beamten , die infolge der Abtre¬
tung von Reichsgebiet , infolge der Auflösung des alten Qeeres 'der Umgestaltung des Staatswesens und vor allem infolge des
Personalabbaues ihre Stellen verloren haben . Will manihnen , die in der Mehrzahl «och voll dienstfähig waren , ver -
wehren , sich idurch gewinnbringende Beschäftigung eine Er -
gänzuug ihres infolge des vorzeitigen Ausscheidens zum Teil
recht geringen Einkommens zu verschaffen ? Will mau das
zu einem Zeitpunkt tun , Ivo die Bezüge (und dementsprechendRuhegehälter und Wartegeld ) eines beträchtlichen Teils derBeamten der Höhe nach und aller Beamten an Kaufkraft hin -ter denen der Vorkriegszeit erheblich zurückstehen ?

Fälle der obenerwähnten Art aber — sie sind vereinzelt —in denen ein Ärgernis dadurch entsteht , daß wegen Dienstuu -fähigkeit mit Ruhegehalt ausgeschiedene Beamte in der Lage^sini^ durch Ubertritt in Stellen des Erwerbslebens sich unver -
hältnismäßig hohen Einkünfte neben ihrem Ruhegehaltezu verschaffen , muß in anderer Weife begegnet wer -den . Es kann Vorsorge getroffen iverden , daß in sol-chen Fällen eine Nachprüfung stattfindet , ob die Bor -
aussetzungen der Pensionierung erfüllt gewesen sind unddaß deren Ergebnis eine veränderte Entscheidung gestattet .Auch empfiehlt es sich vielleicht, Vorschriften zu erlassen ,die für die Zukunft den Wartegeldbezug solcher Personendie nach ganz kurzer . Manchmal nur nach Monaten zählenderDienstzeit aus politischen Gründen ihren Platz im Wege derVersetzung in den einstweiligen Ruhestand freimachen min »sen für den Fall noch weiter einschränken , als dies im Artikel1 II der Persolial -Abdan -Verordniing geschehen ist daß siemit ihrer freigewordenen Arbeitskraft ein nennenswertes Ein¬kommen sich verschaffen , neben dem der dauernde Ben, « desWartegeldes einhergeht .

Modnnngsgeldznscduh
Nachstehend bringen wir die Sätze des Wohnungsgeldzu -

schusseö, wie sie auf Grund des Reichstagsbeschlnsses ab l . April1925 gelten . (95 Prozent der Vollsätze . I Entsprechend dem
Beschluß soll die Nachzahlung für den Monat April bei der
Auszahlung der Maibezüge erfolgen .

Wohmmgsgeldznschuh <Ortszuschlag > jährlich :

Tarifklasse ■ . . VII VI V IV III 11 I
• über über über über über

1 Aßfi 1008 . 1554 2676 4554 7920 über
bis bis bis bis bis 13200). 1554 2676 4554 7920 13200

Sonderklasse . . 318 504 , 684 912 1254 1596 ■1998
Ortsklasse A. . . 276 420 798 1086 1368 1710

B . . 228 354 480 630 858 1140 1428
C . . 174 276 378 616 684 858 1086D . . 126 204 276 378 516 630 798

oder »iiinatliÄi :
Sonderklasse . . 26 .50 42 .— 57 .— 76.— 104 .50 133 .— 166.50

bisher 24 — 37S ° 5 ' -— 6S .— 93 -50 119 .— '49 —
Ortsklasse A . . 23 .— 35,— 48 :50 66 .50 90 .50 114.— 142.50

bisher 30 .50 31 -50 43 -So 59 -50 81 .— 103 .— 137 .50B . ■ 19 — 29 .50 40 .— 52 .50 71 .50 95 .— 119—
bisher 17 -— 36 .50 35 -50 47 -— 64 .— 8$ .— 106 . 50c . . 14 .50 33,— 31 .50 43.— 57.— 71 .50 90 .50
bisher 13 — 20 .50 28 .— 38 -50 5 ' -— 64 .— 81 . —

D . . 10 .50 17 .— 23 .— 31 .50 43 .—■ 52 .50 66.50
bisher 9 -50 ' 5 -50 20 .50 23 .— 38 -50 47 — 59 -5o

*) In den Zahlen der Gehaltsgrenzen ist der Zuschlag von\ 2lj% bezw . 10% auf die Grundgehälter enthalten .

^Amtsbezelcknnng
Im Nachstehenden sei eine Reihe ^von Entscheidungen regi -

striert , die sich auf die Amtsbezeichnung der Beamten beziehe »und von allgemeinem Interesse für die Beamtenschaft , sind.Beamte führen im dienstlichen Verkehr nur eine Äintsbe -
Zeichnung , die sich nicht ändert , solange der Beamte in der -
selben Dienststelle und derselben Besoldungsgruppe bleibt .
Früher verliehene Beamtentitel können neben der Amlsbe -
zeichnung auch im amtlichen Verkehr weiterverwendet werden .Die Beifügung im früheren Heere erivorbener Dienstgrad -
oder mittlerer Charakterbezeichnüngen ist im amtlichen Ver -
kehr unzulässig . PrMdJ . 12. 6 . 21. MBlV . 266 ; BA. I 627.

Außerplanmäßige Beamte (Diätare ) der BesolduugSgrup -
Pen 1—9 führen die Amtsbezeichnungen der Gruppe , in der
sie erstmalig planmäßig angestellt werden . Vor dieser Amts -
bezeichmnig haben sie im diensüjcheu Verkehr den Zusatz
„außerplanmäßiger "

, abgekürzt „ap .
"

, zu führen . — Außer¬
planmäßige Beamte (Diätare ) mit der Eingangsstelle in
Gruppe 10 führen die bisher üblich gewesenen Amtsbezeich »
nungen Regierungsassessor , RegiexuiigSbaunieister usw . 2.Beamte im Vorbereitungsdienst mit der Eingangsstelle in
Gruppe 10 führen die Amtsbezeichnung RegierungSreferendär .Erl . d. RwM . 12 . 1 . 1922.

Die Frage , loelche Amtsbezeichnungen die Beamten zu füh -
ren haben , die die Besoldung einer höheren Gruppe bezie -
Heu, tatsächlich aber mangels Planstellen der eigenen Gruppein Stellen einer niedrigeren Gruppe tätig sind, ist nicht wei -
ter verfolgt worden . Ich stehe » ach wie vor auf dem Stand -
Punkt , bcii ich in meinem Rundschreiben vom 10. 2. 1921 —
I . B . 1082 — vertreten habe . Darnach hätten nach rechtlichen
Gesichtspunkten diese Beamten zwar die Amtsbezeichnungender niedrigeren Gruppe zu führen . Aus BilligkeitSgründeu
müßten ihnen aber die ihren bisherigen Stellungen entfpre -
chenden Amtsbezeichnungen belassen werden . RMdJ . 8. S.1922 .

Eine Neuregelung der Amtsbezeichnungen fei keineswegsals dringlich zn erachten . — Eine Aenderung der AmtSbezeich-
nungen kann in Zukunft nur durch Gesetz, nicht aber durch
Verordnungen des Reichspräsidenten erfolgen . Damit dürfteallen Versuchen , neue Titel und neue Wortiingetüme zu schas -
fen , ein wirksamer Riegel vorgeschoben sein . ReichSmiu . an
die Landesregierungen 31 . 3 . 1921.

Die Verleihung vo» Amtsbezeichnuuge » eines höherenGrades an die in den einstweiligen Ruhestand versetzten Be -
aniteii muß abgelehnt werden .- RMdJ 18 . 10 . l 921 .

Den Beamten , die nach dem l . 4 . 1920 in der lifrü &s?Ve rwaltung Planstellen nicht innehatten , kann ein Recht
zur Führung der neuen Amtsbezeichnungen 'der Besoldungs -
gruppe I nicht zugestanden werden . Hierzu gehören auch die
in eine höhere Besoldungsgruppe eingestuften Abwickeln
beamten . Die neuen Amtsbezeichnungen der Besoldungs¬
gruppe I gelten grundsätzlich nur für die Amte befindlichenBeamten . RFM . 14 . 11 . 1922 , RFBl . 465.

Ausgeschiedenen Beamte « die Amtsbezeichnung der Befol -
dungsordnung zu verleihen , kann nicht entsprochen werden .
PrFM . 14 . 12. 1920 .

Eine Amtsbezeichnung , die notwendig zn Mißverständnissen
bzw . ^des dienstlichen Verhältnisses der beteiligten Kommnnal -
beamten zu den staatlichen Beamten Anlaß geben muß , istmit Recht zu beanstanden . OVG . 5. 12 . 1922.

Der die beglaubigte Abschrift der Urteilsformel (§ 483
ZPO . ) erteilende Beamte muß sich als „Gerichtsschreiber " be-
zeichnen , die Bezeichnung „Jnstizaktuar " reicht allein nicht
aus . OLG . 5 . 8 . 1921 .

Die Landwirtschaftskainiuer ist nicht befugt , AmtSbezeich-
nungen von Beamten vorzunehmen , die außer dqr Kenntlich -
machnng des Geschäftstreises auch die Audeutung einer ge -
wissen Würde des Amts und seines Inhabers enthalten . Hier -
zu rechnet auch die Bezeichnung „Rat "

. PrLM . 27. 12. 1922,LMBl . 23 S - 86 .
Gepr . Oberlehrerinnen von Privatschule » dürfen die AmtS -

bezeichmnig Ttndienrat nicht führen , die nur Inhabern öi -
feutl . höherer Lehranstalten zukommt . PrUM . 10 . 12 . 1920,
ZU « . 21 T . 27 .

Den Reichsbecniiten , die ans Grund der ihnen übertragenen
Amtsgefchäfte eine zivile AnitSbezeichuung führe » , wird da-
her die Führung oder Beifügung militärischer Dienstgradeoder Charakterbezeichnungen im amtlichen Verkehr untersagt .Es ist auch unzulässig , daß solche ReichZbeanite im dienstlichenVerkehr mit militärischen Dienstgraden angeredet werden oder
sich solcher Art anreden lassen . RAM . 18 . 10. 1922.



SiichMnic » für die Einführung der Einheitskurzschrift in den
Schulunterricht und in den amtlichen Verkehr

1 . Spätestens am 1 . April 1926 ist in allen öffentlichen höheren
und Handelsschulen und , soweit möglich , auch in sämtlichen
nndercu Schulen die EinheitSkurzfchrift als Pflicht - oder
Wahlfach einzuführen . In anderen Systemen als in der
(Kmheitskurzschrift darf Unterricht in den Schulen nicht er -
teilt werden . Begonnene Lehrgänge können bis zum Ab -
schluh forrgeführt werden .

2 . Soweit Behörde » bereits eine Kurzschrift amtlich einge -
führt Haben , stellen sie sich binnen einer möglichst kurz zu
bemessenden Frist auf die Einheitsturzschrift um .
sämtliche Zentralbehörden sind verpflichtet , ihren Verwal -

jnngszweig daraufhin zu prüfen , inwieweit er sich auch über
den biSherMn Umfang hinaus für die '

Einführung der
Kurzschrift eignet , und in entsprechenden » Umfcing die Ein -
heitsturzschrift alsbald amtlich einzuführen , Die Äusstellun ^
einheitlicher Mndestgtundsätze 'bleibt vorbehalten . ^

4 . Alle Beamten und Angestellten sind darauf aufmerksam zu
machen , daß nach Ablauf einer gewissen nicht allzulang zu
bemessenden Frist int Behördenwesen nur itoch die Einheit ? »
kUrzschrift verwendet werden wird . Reich und Länder wer -
den in ihren Behörde ?: die Erlernung der Kurzschrift

' nach
Möglichkeit fördern .
Ferner hat die Konferenz die Einsetzung eines behördlichen

Ausschusses für die Einheitskurzschrift beschlossen, der die wei¬

teren Maßnahmen vorzubereiten hat , und eine Sachverstand .-
genkommission eingesetzt , die alsbald die Redeschrift feftfet!
zen soll,

Bilduni , einer Arbeitsgemeinschaft von ^ !eichs !»>hubeamtcn
Boiu Gewei ^ filiafrsbnnd Deutscher Roichebakwk'emntcn , dcr f

Gewet 'kfchaft der Technischen Eifenbnhnbeamreu nnd den aus
der Reichsgewerkfchasi Deutscher Eisenbahnbeanitur und - nu -
Wärter ausgeschiedenen Fachgewerkschasten wurde in einer ge¬
meinsamen ' Verhandlung am 29 . März 1S25 die Bildung einer
Arbeitsgemeinschaft beschlossen. die in erster Linie die Ausgab -
hat , die Bildung einer Beamteuorganisation aller Reichsbahn -
beamlen auf parteipolitisch und religiös neutraler Grunb -
läge vorzubereiten . M

Was der Beamte für Familie u . Haushalt benotigt
Schills Üiü

KARLSRUHE m
Lammstr . 12 Lammstr . 12

für jeden Bedarf Billig und reell

Schulranzen — Schulmappen
zu äusserst billigen Preisen in prösstqr Auswahl »

caCQ

382

Sie c|ehen den richtiqen WeqS
404Kaufen Sie Ihre

DRMEN - KINDERHÜTE
bei WILHELM , KHISERSTR . 205

vonDas Tapeten - Haus
Rieger &Matthes N ehf.
Kaiserstraße 186 KARLSRUHE Fernruf 1783
empfiehlt sein reichhaltiges Lager in den neuesten Mustern

Spezialität : Stil « und Kiiifistfep - T apeten
Muster stehen gerne zur Verfügung 396

Kunsthandlung und Rahmenfabrik
Karlsruhe, Kaiserstr . 128
Wandbilderschmuck

III . BerlSCtl Bildereinrahmungen
iiüiitii

Fertige 3ferren= und CKnaben = <Befcfeidung
sowie feine QJiaß ^ Garderoben 449

liefert in bekannten guten Qu Iitäten sehr preiswert

cJufius ßöwe
nur erderplatz 25 üCarlsrufce nur <W ?rderplatz 25

Im Möbelhaus
WaJdstraBe 7, kaufen Sie alle Arten

Schlaf -, Wohn -, Speise - und Heppen -
Zimmer , kompl . Küchen , Betten , Ein¬
zelmöbel , Polstermöbel u. Matratzen
in nur prinia Qualitäten zu den niedrigsten Preisen .
Reelle solide Bedienung . Teilzahlung gestattet . Za .417

Besuchen Sie mein - Lager und Sie
werden : staunen über Preis

und . Qualität 415
Viele Dankschreiben

G . Kunz
KARLSRUHE

Kronenstr . 10

Zu dem Preise von Mk. 15 . - - erhalten Sie
Ia Qualität in vollkommener Größe

Herren - u . Damenwesten
' ; ' Elegante Kostüttie werden nachMaß angefertigt ,

: ebenso werden Strümpfe neu - imcLangestriekt.
: :,

*
v Teilzahlung gestattet 380 '

Maschinensirickerei L. Engelhard
Gartenstraße Ii KARLSRUHE Gartenstraße n

Umformen
von

Damen - und Herrenhüten
jeder Art

Hutfabrik A. Dickten Nachf .
Inh . : G . Burlefinger 391

Wesftendstr . 29 b KARLSRUHE Westendstr . 29 b

Aretz & Cie .
KaiserstraBe 215

Inhaber: A . Fackler

Telephon 219
Abteilung I : Sämtliche Gummiwaren und Krankenpflegeartikel ,Gummikurzwaren. Damenbed. Hygienische Artikel. Herrenbed.
Abteilung Ii : Technische Gummi - und Asbestwaren , Treib¬

riemenlager und Bedarfsartikel für Maschinenbetrieb.
Großverkauf CA272 Kleinverkauf

in über 400 neuesten , schönsten Mustern
Ferner :

Linoleum — Spannstoffe
Leisten usw . 387

H . DURAND
Karlsruhe, Douglasstratie 26 , hinter Hauptpost. Telephon 2435

Verlangen Sie neuesten Katalog

MaX Peter , Wiener Damenschneider
Waldstraße 3 im Bad . Kunstverein , empfiehlt zum Frühjahr

Das feine Schneiderkleid
Frau M arg . Peter , vorm . Dung

Reiche Auswahl aller Frühjahrs - Neuheiten in
Mäntel , Kostüme , Kleider 419

Führe nur gute Qualitäten Billigste Preise

. r oc h Philip ,
I .adcr. mehr)

ist das seit zz Jahren bestehende

Möbel - u . Betten -Haus
Heinrich Karrer

Straßenbahnlinie i und 2

Eigene Schreinerei und Polsterwerkstätte

Kein Laden daher billige Preise
Große Auswahl in Qualitätsmöbel aller Art

Zahlungs -Erleichterung

Bitte genau iitfif die Firma zu achten

371

Gartenpfähle , Bohnenstecken,
Gartenhlitten , Baumpfähle usw.

empfiehlt Za -399
Zimmergeschäft und Hoizhantilung
Georg Schaffest St Sohn
Karlsruhe - KJühiburg , Lameystraße 47

Fahrräder
^ Gute Maikep mit 1 Jahr Garantie bei nur

25 Mark : Anzahlung
Rest in Raten im 437 -

FahroacShaoss Kaier , silShlburg
Rheinstraße 59, neben Straußdrogerie

üe © s*g Zapf ei 3 Schneidermeister
Kriegsstraße 8ü Kartsruhe beim alten Bahnhof
Feine Herren - und Damen - Maßschneiderei

Nur prima deutsche und englische Stoffe
Ferner : Lager in nur besserer Konfektion 412

Herren- und Damen -Gummi -Mäntei und Strickwesten
(auf Wunsch nach Maßt . Maß . Preise - i■Zahlungserlei (| htenirtg ^

m ' i 1 •

Spenglers Geschichts - Philosophie
Eine Kritik

Von

Prof . Dr . KARL SCHÜCK
Breis M . — .75 "

tWhfdstraße 37 eScfjWJSter ^J3der Telephon 579

empfiüCen in reicüer fluswaüf

Caseßentueßer Jloß [säumtüeßer
Handgestickt . moscüinengestickt J/j Dtzd . von Uli . 1.50 an

Spitzentücher 434

Kunsthandlung Wandschmuck
für jeden Geschmack

]^ J [[ in reichster Auswahl

KAISERSTR . Nr . 187 Eigene Werkstätte für
TELEPHON Nr . 994 Einrahmungen 406

Verlag G. Braun , Karlsruhe i .
Große moderne Auswahl
Möglichst billigste Preise

Solide Tapezierarbeit
Streng reelle Bedienung

ilffilMM!
Hirschstraße 28 KARLSRUHE Hirschstraße 28

Möbel Speisezimmer
Herrenzimmer
Schlafzimmer .
Küchen CZl.M
einzelne »döbelstücR ®

in bekannt großer Auswahl im Mobeihaiis
Maier Weinheim er
Karlsruhe Zahlungserieichterung. Kronenstr . 82

Kein Laden , dataer billigste Preise

Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden
Bdier

Sdireibmafchine
5K" Uber 300000 im Gebrauch
Bei Behörden bestens eingeführt.
Alwin Vater , Zirkel 32

celefon 236 407

G . BRRCIN " KARLSRUHE
vdrmals <5. Braunsche Hofbuchdruckerei und Verlag

Karlfriedrichstraße 14 -

Herstellung von Druckarbeiten
für staatliche und städtische Behörden

GEBRÜDER BACHER T

KARLSRUHE i . B.
Liststr . 5 Tel - 443 ISS137Ö

Glocken - und Metaligiesserei
Eisen - und Tem pergi esserei
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